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Stellungnahme zu Drucksache 17/12375 „ModernisierungdesStaatsangehörigkeitsrechts
dringend erforderlich - Doppelte Staatsbürgerschaft ausnahmslos ermöglichen"

Sehr geehrter Herr Kuper,
sehr geehrte Frau Voßeler-Deppe,
sehr geehrte Mitglieder des Integrationsausschusses,

der Antrag „Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts dringend erforderlich - Doppel-
te Staatsbürgerschaft ausnahmslos ermöglichen" entwickelt seine Forderung aus mehreren
Thesen, im Folgenden werden wir die Thesen und die daraus abgeleiteten Forderungen an-
hand der vorliegenden wissenschaftlichen Literatur bewerten, einordnen und eine abschlie-
ßende Stellungnahme abgeben.

An mehreren Stellen wird es in dieser Stellungnahme um die direkten und indirekten Folgen
bzw. den Effekt von Einbürgerungen gehen. Ein grundsätzliches Problem für das Schätzen
solcher Effekte ist die Tatsache, dass sich Eingebürgerte und Nicht-Eingebürgerte nicht nur
anhand ihres Passes unterscheiden, sondern sich in vielen Fällen schon vor der Einbürge-
rung anhand verschiedener Eigenschaften unterschieden. Vergleiche zwischen Eingebürger-
ten und Nicht-Eingebürgerten können also leicht auch durch andere Faktoren verzerrt wer-
den.! In den letzten Jahren wurden in der internationalen und auch der deutschen Forschung
verschiedene quasi-experimentelle Forschungsdesigns gefunden, die dieses Problem umge-
hen können. Wenn es um die Folgen von Einbürgerungen geht, berücksichtigen wir in dieser
Stellungnahme daher nur Erkenntnisse aus quasi-experimentetlen Studien.

'Dieses Problem wird z. B. hier https://immigrationlab.org/content/uploads/2019/12/IPL-Research-Brief_
citizenship-boosts-earnings.pdf oder hier https ://vwu.pnas.org/content/112/41/12651. abstract?sid°
64f0c9f9-63e4-4006-91a2-4e6c94fda96b beschrieben.



Thesen und Bewertung

Einbürgerungen stärken Rechte und Teilhabemöglichkeiten derjenigen, die Zielscheibe
rassistischer Ideologien und Aktionen sind.

Vorweg ist anzumerken, dass rassistische Ideologie und Aktionen sich nicht allein aufAuslän-
der*innen beschränken, sondern auch deutsche Staatsangehörige Opfer von rassistischer
Gewalt und Ideologie werden.' Insofern schützt eine deutsche Staatsangehörigkeit nicht vor
rassistischer Gewalt. Gleichwohl gibt es in der Forschung mehrere Studien, die zeigen, dass
Einbürgerungen verschiedene Dimensionen der gesellschaftlichen Teilhabe verbessern.

Integration und gesellschaftliche Teilhabe finden auf verschiedenen Ebenen statt.3 Für Deutsch-
land ist der Effekt einer Einbürgerung am besten in den Bereichen Arbeit und Bildung er-
forscht.4 Zur Schätzung des Effekts werden hier die Verabschiedung des Ausländergesetzes
1990 und die Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes von 1999 genutzt. Durch die verän-
derte Gesetzeslage ergaben sich Alters- und Einreisekohorten mit unterschiedlichen Aufent-
haltsvoraussetzungen für die Einbürgerung. Statt den Effekt der Einbürgerung direkt zu mes-
sen, wird hier also der Effekt kürzerer Aufenthaltsvoraussetzungen geschätzt.5 Die Forschung
zeigt, dass auf dem Arbeitsmarkt insbesondere Frauen von kürzeren Aufenthaltsvorausset-
zungen profitieren. Hier zeigen sich deutliche Beschäftigungs- und Einkommensgewinne. Lag
die Aufenthaltsvoraussetzungen bei 8 statt 15 Jahren, erhöhte sich z. B. das Arbeitseinkom-
men von Frauen um 11,2%. Dieser Effekt erklärt sich höchstwahrscheinlich damit, dass Frau-
en in der Kohorte mit kürzerer Aufenthaltsvoraussetzungen insgesamt stärker in den Arbeits-
markt integriert waren. Sie waren häufiger erwerbstätig, häufiger vollzeitbeschäftigt und län-
ger in einer Position beschäftigt. Für Männer zeigen sich solche Effekte im Kohortenvergleich
allerdings nicht.'3to

Anders sehen die Ergebnisse im Bildungsbereich aus. Hier vergleichen verschiedene Studien
die Geburtskohorte von 1999 - für die noch das „ius sanguinis" Prinzip galt - mit der Geburts-
kohorte von 2000, für die das neue „ius soli" Prinzip galt. Für die „ius soli"-Kohorte zeigen
die Studien deutliche Bildungseffekte wie einen früheren Wechsel auf die Grundschule, ei-
ne niedrigere Wahrscheinlichkeit, sitzen zu bleiben, und eine höhere Wahrscheinlichkeit, ein
Gymnasium zu besuchen.'' Weiter zeigen Kooperationsexperimente mit5chüler*innen, dass
die „ius soli"-Generation in der Zusammenarbeit weniger zwischen Kindern mit und ohne
ausländischen Eltern unterschied.8 Dies kann als eine bessere soziale Integration interpre-
tiert werden. Allerdings zeigen die Studien auch, dass diese Bildungseffekte - anders als auf
dem Arbeitsmarkt - fast ausschließlich für Schüler nachgewiesen werden können. Eine noch
'•Auch unter den Opfern der im Antrag zitierten Anschläge befanden sich viele deutsche Staatsangehörige.
3Vgl. Marder, Niklas, Lucila Figueroa, Rachel M. Gillum, Dominik Hangartner, David D. Laitin und Jens Hainmueller

(2018): Multidimensional measure of immigrant integration,P<'oceed\r\gs of the National Academy of Sciences, 115
(45)11483-1148.

4ifo Institut (2020) ifo Schnelldienst 11/2020, München.
IiDies ist ein übliches Verfahren. Der geschätzte Effekt ist als „Intent-to-Treat'-Effekt definiert. Für eine Übersicht

siehe hier: ht.tps://egap.org/resource/10-types-of-treatment-effect-you-should-know-about/.
"Gathmann, Christina und Nicolas Keller (2018), Access to citizenship and the economic assimilation of immigrants,

Economic Journal 128(616), 3141-3181; Gathmann, Christina und Ole Monscheuer(2020), Naturalization and dti-
zenship: Who benefits?, IZA World of Labor, 125v2.

7Felfe, Christina, Helmut Rainer und Judith Saurer (2020), Why Birthright Citizenship Matters for Immigrant Children:
Short- and Long-Run Impacts on Education Integration, ]Qwna\ of Labor Economics 38(1), 143-182.

"Felfe, Christina, Martin G. Kocher, Helmut Rainer, Judith Saurer und Thomas Siedler (2018) More Opportunity, More
Cooperation? The Behavioral Effects of Birthright Citizenship on Immigrant Youth, CESifo Working Paper Series 6991,
CESifo.



erscheinende Studie zeigt sogar, dass Schülerinnen der „ius soli"-Generation in Befragungen
ein niedrigeres subjektives Wohlbefinden angeben.9

Sowohl auf dem Arbeitsmarkt als auch im Schulsystem lassen sich positive Effekte von Ein-
bürgerungen nachweisen. Diese gelten aber nicht pauschal für alle Eingebürgerten. Worin
die unterschiedlichen Effekte begründet liegen, ist noch nicht umfassend geklärt. Es ist plau-
sibel, anzunehmen, dass eine Einbürgerung zunächst Defizite zuvor benachteiligter Grup-
pen ausgleicht. Die positiven Effekte einer erleichterten Einbürgerung passen gut zu den Er-
gebnissen internationaler Studien, die in quasi-experimentellen Designs auch den direkten
Effekt einer Einbürgerung messen. Für die Situation in Deutschland am relevantesten sind
Studien aus der Schweiz, in denen die knappen „Gewinner*innen" mit den knappen „Verlie-
rer*innen" von Einbürgerungsreferenden verglichen werden. Die „Gewinner*innen" berich-
teten anschließend von weniger Diskriminierungserfahrungen, engagierten sich häufiger po-
litisch, lasen eher Schweizer Zeitungen und verdienten mehr als die „Verlierer*innen". Diese
Effekte waren am stärksten für zuvor eher benachteiligte Gruppen.10 Auch wenn bislang noch
nicht alle Effekte von Einbürgerungen abschließend erforscht sind, bildet sich in der quasi-
experimentellen Forschung zu Einbürgerungseffekten ein Konsens heraus, wonach Einbür-
gerungen als ein Katalysator für Integration betrachtet werden sollten.

Es ist eine demokratische Norm, dassWohn- und Wahlbevölkerung möglichst deckungs-
gleich sein sollten.

Die Forderung nach allgemeinen und freien Wahlen sowie das Prinzip, dass diejenigen, die
unter den Zwang eines Gesetzes fallen, auch an seiner Entstehung beteiligt sein müssen, sind
Merkmale moderner Demokratietheorien und neuerer formaler Demokratiedefinitionen.11
Die parallel dazu entstandene nationalstaatliche Ordnung, die das Wahlrecht auf Staatsbür-
ger*innen begrenzt, steht in einem Spannungsverhältnis zu diesen grundlegenden demokra-
tischen Normen. Dieses Spannungsverhältnis zwischen nationalstaatlicher Exklusivität und
demokratischer Inklusivität muss immer wieder neu ausgelotet werden. Eine ausführliche
Diskussion dieses Spannungsverhältnisses in der Bundesrepublik Deutschland hat 2012 Ul-
rich K. Preuß vorgelegt.'^ Unabhängig von der spezifischen Balance zwischen den beiden
Ansätzen ist die möglichst hohe Deckungsgleichheit zwischen Wohn- und Wahlbevölkerung
eine wichtige Norm moderner Demokratietheorien.

'Dahl, Gordin, Christina Felfe, Paul Frijters und Helmut Rainer (2020), Caught between Cultures? Unintended Conse-
quences of Connecting Immigrant Youth to Opportunity, NBER Working Paper 26674.

"-'Hainmuellerjens, DominikHangartnerundGiuseppe Pietrantuono(2015), Naturalization fosters the long-term poli-
tical integration of immigrants, Proceedings of the National Academy of Sciences, 112(41) 12651-12656; Hainmuel-
ler, Jens, Dominik Hangartner und Giuseppe Pietrantuono (2017), Catalyst or Crown: Does Naturalisation promote
the long-term social integration of immigrants?, American Political Science Review 111(2), 256-276; Hainmueller,
Jens, Dominik Hangartner und Dalston Ward (2019), The effect of citizenship on the long-term earnings of margina-
lized immigrants: Quasi- experimental evidence from Switzerland, Science Advances 5,1 -8.

' 'Bueno de Mesquita, Bruce.Alastair Smith, Randolph M, Siverson und James D. Morrow (2003) The Logic of Political
Survival, Cambridge; Dahl, Robert A (2000) On Democracy, New Haven, S. 45; Schmidt, Manfred G (2006) Demokra-
tietheorien: Eine Einführung, Wiesbaden, S. 175.

'-Preuß, Ulrich K (2012) Rechtsgutachten über die rechtlichen Möglichkeiten der Freien Hansestadt Bremen, durch Ent-
Scheidung der Bremischen Bürgerschaft ein Wahlrecht für Drittstaatler zu den Beiräten der Stadtgemeinde Bremen und
ein Wahlrecht der EU- Bürger zur Bürgerschaft (Landtag) einzuführen, https://www.bremische-buergerschaft .de/
uploads/media/Gutachten_Prof_Dr_Dr_hc_Ulnch_K_Preuss_voiri_ 182012. pdf.



In Deutschland gibt es eine erhebliche Diskrepanz zwischen Wohn- und Wahlbevölke-
rung.

Zum 31.12.2019 lebten gut 83 Millionen Menschen in Deutschland. Davon waren etwa 60,7
Millionen volljährige deutsche Staatsangehörige. Demgegenüber standen ca. 8,7 Millionen
volljährige Ausländerinnen. Anteilig bedeutet dies, dass von rund 69,5 Millionen volljährigen
Menschen in Deutschland rund 12,5% nicht wahlberechtigt waren.'3 Dies ist eindeutig als
eine erhebliche Diskrepanz zwischen Wohn- und Wahlbevölkerung zu bewerten.

Aktuellere, aber tendenziell auch höhere Zahlen zur ausländischen Bevölkerung bieten die
Daten aus dem Ausländerzentralregister, Zum 31.12.2020 lebten demnach rund 9,5 Millio-
nen Ausländerinnen in Deutschland, die 20 Jahre alt oder älter waren. Davon lebten gut 7,6
Millionen schon seit vier oder mehrjahre in Deutschland und 4,8 Millionen lebten schon seit
zehn oder mehr Jahre in Deutschland.'

Unter der Annahme, dass die Anteile zwischen denjahren und Datenquellen ungefähr gleich
bleiben, zeigt sich also, dass über die Hälfte der volljährigen Ausländerinnen in Deutsch-
land schon länger als zehn Jahre in Deutschland leben. Die erhebliche Diskrepanz zwischen
Wohn- und Wahlbevölkerung in Deutschland ist also keineswegs ein Ergebnis kurzfristiger
Migrationsbewegungen.

Der Zwang zur Auswahl senkt die Bereitschaft zur Einbürgerung.

Personen, die sich gegen eine Einbürgerung entscheiden, benennen den Wunsch der Beibe-
haltung ihrer bisherigen Staatsangehörigkeit in mehreren Studien als einen der wichtigsten
Gründe gegen eine Einbürgerung.1'3 Die Option auf ein doppelte Staatsangehörigkeit hinge-
gen steigert das Interesse an einer Einbürgerung.10 Dies zeigt sich in letzter Zeit etwa ein-
drücklich an der hohen Anzahl von britischen Staatsbürgerinnen, die vor dem Austritt Groß-
britanniens aus der EU eine Einbürgerung in Deutschland beantragten, solange die Möglich-
keit der doppelten Staatsangehörigkeit noch bestand (2019: 14 600 im Vergleich zu 2018: 6
640).!7

Aus doppelten oder mehrfachen Staatsangehörigkeiten haben sich in den letzten Jah-
ren wenige Probleme ergeben.

Im Widerspruch zum zumindest formell weiterhin geltenden Grundsatz der Vermeidung von
Mehrstaatlichkeit in Deutschland gibt es bereits eine immer größer werdende Gruppe von
13Diese Zahlen basieren auf der Fortschreibungdes Zensus von 2011 und stammen aus der vom Statistischen Bun-

desamt publizierten Tabelle 12411-0006, Stand 30.04.2021.
14Diese Zahlen stammen aus der Tabelle 8 in der vom Statistischen Bundesamt publizierten Fachserie 1 Reihe 2

„Ausländische Bevölkerung: Ergebnisse des Ausländerzentralregisters 2020", Stand März 2021
1SZ. B. Weinmann, Martin, Inna Becher und Christian Babka von Gostomski (2012) Einbürgerungsverhalten von

Ausländerinnen und Ausländern in Deutschland sowie Erkenntnisse zu Optionspflichtigen: Ergebnisse der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011, Forschungsbericht Nr. 15, Bundesamt für Migration und Flüchtling (BAMF) https:
//w»w.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/ForBchungsberichte/·fbl5-einbuergerung5verhalten.
pdf?__blob=publicationFile&v=13; Worbs, Susanne (2008) Die Einbürgerung von Ausländern in Deutschland,
Working Paper 17 der Forschungsgruppe des Bundesamtes, tntegrationsreport Teil 3, Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtling (BAMF) https://uuw.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/WorkingPapers/
wpl7-einbuergerung.pd.f?__blob:=publication.Flle&v=13,

^Statistisches Bundesamt (2005-2019) frochsene/ 1/2/1, Wiesbaden https;//wwu.statistischebibliothek.de/
mir/receive/DESerie_mods_00000019.



deutschen Staatsbürgerinnen mit einer oder mehreren weiteren Staatsangehörigkeiten. Da-
zu gehören beispielsweise Kinder mit einem deutschen und einem ausländischen Elternteil
oder mit zwei ausländischen Eltern, wenn eine*r von beidem zum Zeitpunkt der Geburt des
Kindes bereits seit mindestens 8 Jahren einen rechtmäßigen Aufenthalt in Deutschland hat-
te.

Zudem finden viele Einbürgerungen bereits unter der Hinnähme von Mehrstaatlichkeit statt
-sie machen seit 2006 regelmäßig mehr als die Hälfte aller Einbürgerungen aus, im Jahr 2019
lag ihr Anteil bei 61,9 %. "s Dabei gibt es immense Unterschiede je nach bisheriger Staatsan-
gehörigkeit: Spätestens seit 2007 können EU-Bürger*innen sowie Schweizerinnen ihre bis-
herige Staatsangehörigkeit beibehalten (§ 12 Abs. 2 StAG). Für weitere Länder, die generell
keine Personen aus der Staatsangehörigkeit entlassen (z. B. Iran und Marokko), wird eben-
falls grundsätzlich unter Hinnähme von Mehrstaatlichkeit eingebürgert. Auch bei Staaten, bei
denen die Gewähr von Mehrstaatlichkeit vorrangig im Ermessen der Sachbearbeitenden liegt
(die sich dabei auch an der politischen Linie des jeweiligen Bundeslands orientieren), kommt
es zur Ungleichbehandlung: Bürgerinnen Australiens und der USA wird etwa recht häufig
eine doppelte Staatsangehörigkeit ermöglicht.'

Im Gegensatz dazu müssen zum Beispiel Menschen aus dem Kosovo, der Türkei und der
Ukraine in den meisten Fällen ihre bisherige Staatsangehörigkeit aufgeben - 201 9 durften von
ihnen je nur unter 1 0 % ihre vorherige Staatsangehörigkeit behalten. Absolut gesehen sind
(ehemalige) türkische Staatsbürgerinnen die größte Gruppe an Eingebürgerten, die ihren
alten Pass aufgeben müssen.20 Dass bei ihnen in den letzten Jahren der Einbürgerungswille
zurückgeht, ist angesichts dieser Ungleichbehandlung nichtverwunderlich.-':i Außerdem stel-
len die Kosten der Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit - neben Verwaltungs-
kosten kommen ggf. auch Reisekosten hinzu - eine zusätzliche Hürde dar.22 Abgesehen von
den zum Teil sehr hohen Kosten bedeutet eine Ausbürgerung auch einen erheblichen Mehr-
aufwand und die Dauer des Einbürgerungsverfahrens verlängert sich entsprechend.

Sowohl die große Anzahl von Deutschen, die bereits jetzt eine oder mehrere weitere Staats-
angehörigkeiten haben, als auch die Erfahrung aus anderen Ländern, die Mehrstaatlichkeit
bei der Einbürgerung generell hinnehmen (z. B. USA, Kanada, Frankreich, Finnland), deuten
darauf hin, dass eine umfassende Möglichkeit zur Beibehaltung der bisherigen Staatsange-
hörigkeit in Deutschland kaum zu Problemen führen dürfte. Hingegen ist die aktuelle Praxis
der Ungleichbehandlung stark zu hinterfragen, ebenso wie ihre Vereinbarkeit mit dem Gleich-
behandlungsgrundsatz des Grundgesetzes Art. 3 Absatz 3, dass kein Mensch aufgrund der
Herkunft oder „Abstammung" benachteiligt werden darf. Auch Art. 5 des Europäischen Über-
einkommens über die Staatsangehörigkeit, welches von Deutschland unterzeichnet wurde,
verbietet Diskriminierung aufgrund von nationaler Herkunft durch die Staatsangehörigkeits-
Vorschriften derVertragsstaaten.

18Ebd.
13Thränhardt, D. (2017) Einbürgerung im Einwanderungsland Deutschland: Analysen und Empfehlungen, WISO Diskurs

11/2017, Friedrich-Ebert-Stiftung,https://library.fes.de/pdf-files/wiso/13590-20170821.pdf.
^-'Statistisches Bundesamt (2005-2019) Fachserie / 1/2/1, Wiesbaden https://wwu.statistischebibliothek.de/

mir/receive/DESerie_mods_OOOOOOl9.
21 Ebd.
2ZWeinmannetal.(2012)



Resümee

Die Forderungen des Antrags basieren auf wissenschaftlich fundierten Thesen und werden
von uns unterstützt. Aus normativen und integrationspolitischen Gesichtspunkten sind er-
leichterte Einbürgerungen auch unter Hinnähme doppelter Staatsangehörigkeiten eine wich-
tige politische Initiative.

Es gibt darüber hinausgehend weitere bürokratische Hürden, die abgebaut werden können
(z. B. die Bearbeitungsdauer). Diese Hürden können auch auf Landes- oder Kreisebene ab-
gebaut werden. Aus den USA gibt es Forschung, die zeigt, dass ein solcher Abbau direkte
Auswirkungen auf die Zahl der Einbürgerungen hat. Zudem ist die Staatsangehörigkeit nicht
das einzige Instrument, um Teilhabe zu stärken. Eine weitere Möglichkeit wäre es, das kom-
munale Wahlrecht auf alle gemeldeten Ausländerinnen auszuweiten anstatt nur auf EU-
Bürgerinnen.

Dr, Niklas Harder Jorah Diethold


